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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, DP, DA 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes 

- Drucksache 2283 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Seuffert 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2283 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den von der Fraktion des GB/BHE eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes — Druck- 
sache 2313 — als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt ab- 
zulehnen, 

3. den von der Fraktion des GB/BHE eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes — Druck- 
sache 1931 — als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt ab- 
zulehnen, 

4. den Äntrag der Fraktion des GB/BHE betr. Änderung des Ein- 
kommensteuergesetzes — Drucksache 1758 — durch die Beschluß- 
fassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären, 

5. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 29. Juni 1956 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Seuffert 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, DP, DA eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 
- Drucksache 2283 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das fölgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
vom 21. Dezember 1954 — EStG 1955 — 
(Bundesgesetzbl. I S. 441) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. In § 7 a Abs. 2 werden die Worte „bis zum 
31. Dezember 1956“ ersetzt durch die 
Worte „bis zum 31. Dezember I960'' . 

2. In § 7e Abs. 1 werden jeweils die Worte 
„aber vor dem 1. Januar 1957" ersetzt durch 
die Worte „aber vor dem 1. Januar 1961" . 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes 

und des Körperschaftsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Einkommensteuer 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
vom 21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 441) in der Fassung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
vom 11. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 505) wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 a Abs. 2 wird die Jahreszahl 
„1956“ durch die Jahreszahl „1958“ er- 
setzt. 

2. In § 7 e Abs. 1 wird die Jahreszahl 
„1957“ jeweils durch die Jahreszahl 
„1959“ ersetzt. 

2a. In § 9 Ziff. 4 wird Satz 2 durch die fol- 
genden Sätze ersetzt: 

„Zur Abgeltung des Abzugs dieser Auf- 
wendungen bei Benutzung eines eigenen 
Kraftfahrzeugs sind durdi Rechtsver- 
ordnung je ein Pausdibetrag für die Be- 
nutzung eines Kraftwagens, eines Kleinst- 
kraftwagens (drei- oder vierrädriges 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


3. In § 9 a Ziff. 1 werden die Worte „ein 
Pauschbetrag von 312 Deutsche Mark“ er- 
setzt durch die Worte „ein Pauschbetrag 
von 552 Deutsche Mark“. 

4. § 10 Abs. 3 Ziff. 3 Buchstabe a und b erhal- 
ten die folgende Fassung: 


Kraftfahrzeug, dessen Motor einen Hub- 
raum von nicht mehr als 500 Kubikzenti- 
meter hat), eines Motorrads und eines 
Fahrrads mit Motor festzusetzen. Ab- 
setzungen für Abnutzung sind dabei zu 
berücksichtigen.“ 

3. In § 9 a Ziff. 1 wird die Zahl „312“ 
durch die Zahl „562“ ersetzt. 


4. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Ziff. 4 erhält die folgende 
Fassung; 

„4. nach Maßgabe einer Rechtsverord- 
nung vor dem 1. Januar 1959 ge- 
leistete Beiträge auf Grund von 
Kapitalansammlungsverträgen (all- 
gemeine Sparverträge, Sparverträ- 
ge mit festgelegten Sparraten und 
diesen Verträgen gleichzustellen- 
de Kapitalansammlungsverträge), 
wenn die angesammelten Beträge 
auf fünf Jahre festgelegt werden. 
Bei Sparverträgen mit festgelegten 
Sparraten sind auch die nach dem 
31. Dezember 1958 geleisteten Bei- 
träge Sonderausgaben, wenn min- 
destens die erste Einzahlung vor 
dem 1. Januar 1958 geleistet wor- 
den ist;“ 

b) In Absatz 1 werden hinter Ziffer 8 
die beiden folgenden Sätze angefügt: 

„Voraussetzung für die Abzugsfähig- 
keit der in den Ziffern 2 bis 4 bezeich- 
neten Aufwendungen ist, daß sie we- 
der unmittelbar noch mittelbar in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang mit der 
Aufnahme eines Kredits stehen. Das 
gilt nicht, soweit die in den Ziffern 2 
und 3 bezeichneten Beiträge nach Ab- 
lauf von fünf Jahren seit Vertrags- 
abschluß in der beim Abschluß des Ver- 
trags ursprünglich vereinbarten Höhe 
laufend und gleichbleibend geleistet 
werden.“ 

c) In Absatz 2 Ziff. 1 werden die Worte 
„vor Ablauf von zehn Jahren“ durch 
die Worte „vor Ablauf von fünf Jah- 
ren“ ersetzt. 

d) In Absatz 2 Ziff. 3 werden die Worte 
„vor Ablauf der in Absatz 1 Ziffer 4 
bezeichneten Zeiträume“ durch die 
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.yd) Sie können bis zu einem Betrage von 
1200 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
in voller Höhe abgezogen werden. Die- 
ser Betrag erhöht sich um 1200 Deut- 
sche Mark im Kalenderjahr für die 
Ehefrau und um je 500 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr für jedes Kind im 
Sinne des ^ 32 Abs. 4 Ziff. 4, für das 
dem Steuerpflichtigen Kinderermäßi- 
gung zusteht oder gewährt wird; 

b) bei Steuerpflichtigen, die mindestens 
vier Monate vor dem Ende des Ver- 
anlagungszeitraumes das 50. Lebens- 
jahr vollendet haben, erhöhen sich die 
im Buchstaben a bezeichneten Beträge 
von je 1200 Deutsche Mark auf je 
2400 Deutsche Mark und von je 500 
Deutsche Mark auf je 1000 Deutsche 
Mark, wenn in dem Einkommen über- 
wiegend Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit oder aus nicht selb ständiger 
Arbeit enthalten sind oder wenn das 
steuerpflichtige V ermögen, das sich zu 
Beginn desV eranlagungszeitraumes auf 
Grund der letzten V ermögensveranla- 
gung des Steuerpflichtigen ergibt, 
60000 Deutsche Mark nicht übersteigt.'' 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Worte »vor Ablauf von fünf Jahren ‘‘ 
ersetzt. 

e) In Absatz 3 Ziff. 3 Buchstabe a wird 
der folgende Satz angeführt: 

„Für die Veranlagungszeiträume 1956 
bis 1958 tritt an die Stelle der in den 
Sätzen 1 und 2 bezeichneten Beträge 
von 800 Deutsche Mark jeweils der Be- 
trag von 1 000 Deutsche Mark;“ 


f) In Absatz 3 Ziff. 3 Buchstabe b wird 

im letzten Satz die Jahreszahl „1957“ 
durch die Jahreszahl „1958“ ersetzt 
und der folgende Satz angefügt: 

„Für die Veranlagungszeiträume 1956 
bis 1958 treten im Satz 1 an die Stelle 
des Betrags von 800 Deutsdie Mark 
der Betrag von 1 000 Deutsche Mark, 
an die Stelle des Betrags von 1 600 
Deutsche Mark der Betrag von 2 000 
Deutsche Mark und an die Stelle des 
Betrags von 40 000 Deutsdie Mark der 
Betrag von 60 000 Deutsdie Mark“. 


4a. In § 10 a Abs. 1 Satz 1 wird die Jahres- 
zahl „1956“ durch die Jahreszahl „1958“ 
ersetzt. 

4b. In § 10 d wird Satz 2 gestridien. 

4c. Dem § 26 wird der folgende Absatz 5 
angefügt: 

„(5) Bei der Zusammenveranlagung 
von Ehegatten wird ein Freibetrag von 
250 Deutsdie Mark vom Einkommen ab- 
gezogen. Das gilt nidit, wenn Einkünfte 
nadi Absatz 3 oder nadi der auf Grund 
des Absatzes 4 erlassenen Reditsverord- 
nung bei der Zusammenveranlagung 
ausgesdiieden werden.“ 

4d. § 32 a Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Ein Ehegatte fällt, abweichend von 
§ 32, mit den Einkünften, die nach § 26 
Abs. 3 Sätze 1 und 2 und nach der auf 
Grund des § 26 Abs. 4 erlassenen Redits- 
verordnung aus der Zusammenveranla- 
gung aussdieiden, in die Steuerklasse I.“ 
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5. § 33 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird jeweils die Zahl „480“ 
durch die Zahl »960" ersetzt; 

b) in Absatz 3 Ziff. 1 werden zwischen den 
Worten »drei" und »Kinder" eingefügt 
die Worte » , oder wenn er verwitwet 
oder erwerbstätig ist, mindestens zwei" ; 


c) in Absatz 5 werden die Worte »nicht in 
Anspruch nehmen" ersetzt durch die 
Worte »nur in der in Absatz 1 Satz 1 
und den Absätzen 2 und 3 genannten 
Höhe in Anspruch nehmen, wenn die 
V oraussetzungen des '§ 33 vorliegen" 

6. In § 34 a wird die Zahl „7200“ durch die 
Zahl „9000“ ersetzt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

5. § 33 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird jeweils die Zahl „480“ 
durch die Zahl „720“ ersetzt; 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) hinter Ziffer 1 wird die folgende 
Ziffer 2 eingefügt: 

„2. zum Haushalt des Steuerpflich- 
tigen mindestens zwei Kinder ge- 
hören, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, und 

a) der Steuerpflichtige verheiratet 
ist, von seinem Ehegatten nicht 
dauernd getrennt lebt und beide 
Ehegatten erwerbstätig sind, oder 

b) der Steuerpflichtige unverheiratet 
und erwerbstätig ist, 

oder“; 

bb) die bisherigen Ziffern 2 und 3 wer- 
den Ziffern 3 und 4. 

bj) In Absatz 4 werden die Worte „und 
die in Absatz 2 bezeichneten Beträge 
von 480 Deutsche Mark“ gestrichen.“ 

c) e n t f ä 1 1 1 


6. unverändert 


6a. Hinter ^ 34 b wird der folgende § 34 c 
eingefügt: 

«§ 34 c 

Steuerermäßigung bei ausländischen 
Einkünften 

(1) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, 
die mit ihren aus einem ausländischen 
Staat stammenden Einkünften in diesem 
Staat zu einer der deutschen Einkommen- 
steuer entsprechenden Steuer herange- 
zogen werden, ist die festgesetzte und 
gezahlte ausländische Steuer auf die deut- 
sche Einkommensteuer anzurechnen, die 
auf die Einkünfte aus diesem Staat ent- 
fällt. Die auf diese ausländischen Ein- 
künfte entfallende deutsche Einkommen- 
steuer ist in der Weise zu ermitteln, daß 
die sich bei der Veranlagung des Ein- 
kommens (einsdiließlich der ausländi- 
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sehen Einkünfte) ergebende deutsche Ein- 
kommensteuer im Verhältnis dieser aus- 
ländisdien Einkünfte zum Gesamtbetrag 
der Einkünfte aufgeteilt wird. Die aus- 
ländisdien Steuern sind nur insoweit an- 
zuredinen, als sie auf die im Veranla- 
gungszeitraum bezogenen Einkünfte ent- 
fallen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, 
wenn die Einkünfte aus einem ausländi- 
schen Staat stammen, mit dem ein Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung besteht. 

(3) Die obersten Finanzbehörden der 
Länder können mit Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen die auf aus- 
ländische Einkünfte entfallende deutsche 
Einkommensteuer ganz oder zum Teil 
erlassen oder in einem Pauschbetrag fest- 
setzen, wenn es aus volkswirtschaftlidien 
Gründen zweckmäßig ist oder die An- 
wendung des Absatzes 1 besonders 
schwierig ist. 

(4) Absatz 1 ist auf unbeschränkt 
Steuerpflichtige, die Angehörige eines 
fremden Staates sind, nur anzuwenden, 
wenn dieser Staat den deutschen Staats- 
angehörigen, die in seinem Gebiet ihren 
Wohnsitz haben, eine der Regelung des 
Absatzes 1 entsprechende Steuervergün- 
stigung gewährt. 

(5) Durch Rechtsverordnung können 
Vorschriften erlassen werden über 

1. den Begriff der ausländischen Ein- 
künfte, 

2. die Anrechnung ausländischer Steuern, 
wenn die ausländischen Einkünfte aus 
mehreren fremden Staaten stammen, 

3. den Nadiweis über die Höhe der fest- 
gesetzten und gezahlten ausländischen 
Steuern, 

4. die Berücksichtigung ausländischer 
Steuern, die nachträglich erhoben oder 
zurückgezahlt werden, und 

5. die Anrechnung ausländischer Steuern, 
wenn ein Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung besteht, jedoch 
trotz dieses Abkommens eine Doppel- 
besteuerung bestehen bleibt.“ 
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6b. § 39 a erhält die folgende Fassung; 

„§ 39 a 

Steuerabzug vom Arbeitslohn bei 
Ehegatten 

(1) Sind bei Ehegatten die Voraus- 
setzungen für eine Zusammenveranla- 
gung gegeben und bezieht die Ehefrau 
keine Einkünfte, die nach § 26 Abs. 3 
oder nach der auf Grund des § 26 Abs. 4 
erlassenen Rechtsverordnung bei der Zu- 
sammenveranlagung ausscheiden, so wird 
vom Arbeitslohn des Ehemanns vor An- 
wendung der Jahreslohns teuer tabelle 
(§ 39 Abs. 1) ein Freibetrag von 250 
Deutsche Mark abgezogen. Beziehen Ehe- 
gatten, bei denen die Voraussetzungen 
für eine Zusammenveranlagung gegeben 
sind, äußer Einkünften aus nichtselb- 
ständiger Arbeit der Ehefrau in einem 
dem Ehemann frjemden Betrieb keine 
Einkünfte, die der Besteuerung unterlie- 
gen, so wird der Freibetrag vom Arbeits- 
lohn der Ehefrau abgezogen. 

(2) Das Verfahren zur Gewährung des 
in Absatz 1 bezeichneten Freibetrags wird 
durch Rechtsverordnung geregelt. Durch 
diese kann auch bestimmt werden, daß 
eine besondere Jahreslohnsteuertabelle 
aufgestellt wird, bei der in den Steuer- 
klassen II und III der in Absatz 1 bezeich- 
nete Freibetrag berücksichtigt wird. Es 
ist sicherzustellen, daß sich bei Arbeit- 
nehmern, bei denen die Voraussetzungen 
für den Abzug des Freibetrags nicht ge- 
geben sind, der Freibetrag bei der Erlie- 
bung der Lohnsteuer nidit auswirkt. Zu 
diesem Zweck kann bestimmt werden, 
daß auf der Lohnsteuerkarte des Ehe- 
manns oder der Ehefrau ein vor Anwen- 
dung der Jahreslohnsteuertabelle dem 
Arbeitslohn hinzuzurechnender Betrag 
eingetragen wird. 

(3) Ehefrauen werden, abweichend von 
§ 39, beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn nach Steuerklasse I besteuert. Durdi 
Rechtsverordnung kann zugelassen wer- 
den, daß 

1. auf Antrag der Ehegatten der Ehe- 
mann nach Steuerklasse I und die Ehe- 
frau nach der Steuerklasse, die nach 
§ 39 Abs. 3 bis 5 maßgebend ist, be- 
steuert werden; 
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7. In den Anlage« 1 (zu § 32) und 2 (zu § 39) 
wird der Freibetrag für die Ehefrau von 
900 auf 1200 und der Freibetrag für das 
zweite Kind von 720 auf 1440 erhöht. 


2. Ehefrauen auf Antrag mit ihrem 
Arbeitslohn nach der Steuerklasse, die 
nach § 39 Abs. 3 bis 5 maßgebend ist, 
besteuert werden, wenn die Voraus- 
setzungen für eine Zusammenveranla- 
gung nicht gegeben sind oder wenn 
damit eine höhere Besteuerung als bei 
einer Zusammenveranlagung vermie- 
den wird. Im letzteren Fall können die 
Besteuerung des Ehemanns nach der 
Steuerklasse I und die Nachforderung 
der Mehrsteuer geregelt werden." 

6c. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Der folgende Absatz 2 wird angefügt; 

„(2) Abweichend von Absatz 1 Ziff. 
2 sind Einkünfte steuerfrei, die ein 
Steuerpflichtiger mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Aufenthalt in einem 
ausländischen Staat durch den Betrieb 
eigener oder gecharterter Schiffe oder 
Luftfahrzeuge aus einem Unternehmen 
bezieht, dessen Geschäftsleitung sich 
in dem ausländischen Staat befindet. 
Voraussetzung für die Steuerbefreiung 
ist, daß dieser ausländische Staat Steuer- 
pflichtigen, die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes und Berlin 
(West) haben, eine entsprechende 
Steuerbefreiung für derartige Ein- 
künfte gewährt." 

6d. § 51 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Ziff. 1 werden die Worte 
„für die Veranlagungszeiträume 1955 
und 1956" durch die Worte „für die 
Veranlagungszeiträume 1957 bis 1960" 
und die Jahreszahl „1957" durdi die 
Jahreszahl „1961" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Ziff. 3 werden hinter den 
Worten „§ 33 a Abs. 6," die Worte 
„§ 34 c Abs. 5," eingefügt und die 
Worte „§ 39 a Abs. 2" durch die Worte 
„§ 39 a Abs. 2 und 3" ersetzt. 

7. Die Anlage 1 (zu § 32) wird wie folgt 

geändert; 

a) Die Steuerbeträge in den Spalten 6 bis 
9 werden durch die Beträge ersetzt, die 
sich dadurch ergeben, daß der zu be- 
rücksichtigende Freibetrag für das 
zweite Kind von 720 Deutsche Mark 
auf 1 080 Deutsche Mark erhöht wird. 
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8. Die Steuersätze der Einkommensteuer- 
tabelle (Anlage 1 — zu § 32 — ) und der 
Jahreslohnsteuertabelle {Anlage 2 — zu 
§39 — ) werden ab 1, Oktober 1956 für die 
Dauer von 2 Jahren entsprechend der diesem 
Gesetz beigefügten Anlage beginnend mit 
10 vom Hundert gesenkt mit der Maßgabe, 
daß der bisherige Höchstbesteuerungssatz 
von 55 vom Hundert auf 52 vom Hundert 
ermäßigt wird. 


b) In der Anweisung am Schluß der Ein- 
kommensteuertabelle werdendie Worte 
„Für das erste und zweite Kind Je 
720 DM“ durch die Worte 
„Für das erste Kind 720 DM. 

Für das zweite Kind 1 080 DM,“ 
ersetzt. 

7a. Die Anlage 2 (zu § 39) wird wie folgt 
geändert; 

a) Die Beträge in Spalte 2 werden jeweils 
um 250 Deutsdie Mark erhöht. 

b) Die Steuerbeträge in den Spalten 6 bis 
9 werden durch die Beträge ersetzt, 
die sidi dadurch ergeben, daß der zu 
berücksichtigende Freibetrag für das 
zweite Kind von 720 Deutsche Mark 
auf 1 080 Deutsdie Mark erhöht wird. 

c) Der Betrag von 48 937 Deutsche Mark 
im vorletzten Satz und der Betrag von 
936 Deutsche Mark im letzten Satz 
werden um je 250 Deutsche Mark er- 
höht. 

8. entfällt 


Artikel 1 a 

(1) Für die Veranlagungszeiträume 1957 
und 1958 bemißt sich die zu veranlagende 
Einkommensteuer nach dem diesem Gesetz 
beigefügten Anhang 1 (Einkommensteuer- 
tabelle 1957/58)*^h 

(2) Für den Veranlagungszeitraum 1956 
beträgt die zu veranlagende Einkommen- 
steuer neun Zwölftel des Steuerbetrags, der 
sich aus der Anlage 1 (Einkommensteuer- 
tabelle) zu dem Einkommensteuergesetz in 
der Fassung vom 21. Dezember 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 441) ergibt, zuzüglich drei 
Zwölftel des sich aus dem Anhang 1 zu die- 
sem Gesetz ergebenden Steuerbetrags. 

Artikel 1 b 

(1) Bei laufendem Arbeitslohn, der für einen 
nach dem 31. Dezember 1956 und vor dem 

folgt unter i Drucksache 2588 
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1. Januar 1959 endenden Lohnzahlungszeit- 
raum gezahlt wird und bei sonstigen, insbe- 
sondere einmaligen Bezügen, die dem Arbeit- 
nehmer nach dem 31. Dezember 1956 und 
vor dem 1. Januar 1959 zufließen, bemißt 
sidi die Lohnsteuer nadi dem diesem Gesetz 
beigefügten Anhang 2 (Jahreslohnsteuerta- 
belle 1957/5S)^K 

(2) Bei laufendem Arbeitslohn, der für einen 
nach dem 30. September 1956 und vor dem 
1. Januar 1957 endenden Lohnzahlungszeit- 
raum gezahlt wird, und bei sonstigen, insbe- 
sondere einmaligen Bezügen, die dem Arbeit- 
nehmer nach dem 30. September 1956 und 
vor dem 1. Januar 1957 zufließen, bemißt sich 
die Lohnsteuer nach dem diesem Gesetz bei- 
gefügten Anhang 2 mit der Maßgabe, daß 
sich die Beträge in Spalte 2, der Betrag von 
49 187 Deutsche Mark im vorletzten Satz 
und der Betrag von 1 186 Deutsche Mark im 
letzten Satz jeweils um 250 Deutsche Mark 
vermindern. Für die Durchführung des 
Lohnsteuer-Jahresausgleichs für das Kalender- 
jahr 1956 bemißt sich die Jahreslohnsteuer 
entsprechend der Regelung in Artikel 1 a 
Abs. 2. 


Artikel 1 c 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die sich nach Artikel 1 a Abs. 2 
ergebende Einkommensteuertabelle und die 
sich nach Artikel 1 b Abs, 2 ergebenden Jahres- 
lohnsteuertabellen mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch Rechtsverordnung bekanntzu- 
machen. 


Artikel Id 

§ 51 der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung vom 21. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 756) in der Fassung der Verord- 
nung zur Änderung der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung vom 14. März 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 107) wird mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1957 gestrichen. 

Artikel 1 e 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 sind 
vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 1957 anzuwenden. 
Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn sind die 
Vorschriften des Artikels 1 bei laufendem 
Arbeitslohn auf den Arbeitslohn anzu- 
wenden, der für einen Lohnzahlungszeitraum 

*) folgt unter zu Drudtsache 2588 
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gezahlt wird, der nach dem 31. Dezember 
1956 endet, bei sonstigen, insbesondere ein- 
maligen Bezügen auf den Arbeitslohn, der 
dem Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezem- 
ber 1956 zufließt. 

(2) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 4 
Buchstaben a, c und d sind erstmals auf Son- 
derausgaben anzuwenden, die auf Grund von 
Verträgen geleistet werden, die nach dem Tag 
der Verkündung dieses Gesetzes abgeschlossen 
worden sind, die Vorschriften des Artikels 1 
Ziff. 4 Buchstabe b erstmals auf Sonderaus- 
gaben, die nach dem Tag der Verkündung 
dieses Gesetzes geleistet werden. 

(3) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 4 
Buchstaben e und f sind erstmals für den Ver- 
anlagungszeitraum 1956 anzuwenden. 

(4) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 7 
und 7 a Buchstabe b gelten ab 1. Oktober 1956. 
Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn sind die 
Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 7 und 7 a 
Buchstabe b erstmals auf den Arbeitslohn an- 
zuwenden, der für einen Lohnzahlungszeit- 
raum gezahlt wird, der nach dem 30. Septem- 
ber 1956 endet. Bei sonstigen, insbesondere 
einmaligen Bezügen sind die Vorschriften auf 
den Arbeitslohn anzuwenden, der dem Steuer- 
pflichtigen nach dem 30. September 1956 zu- 
fließt. 

(5) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 4 c 
und Ziff. 6 b hinsichtlich des § 39 a Abs. 1 
und 2 gelten nur für die Veranlagungszeit- 
räume 1957 und 1958. 

(6) Bei Sparverträgen mit festgelegten Spar- 
raten im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 des Ein- 
kommensteuergesetzes 1955, die nach dem 
31. Dezember 1954 und vor dem Tag des In- 
krafttretens dieses Gesetzes abgeschlossen 
worden sind und bei denen mindestens die 
erste Einzahlung vor dem Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes geleistet worden ist, 
können die nach dem Tag der Verkündung 
dieses Gesetzes geleisteten Sparraten unter 
der Voraussetzung des $ 10 Abs. 1 vorletzter 
Satz des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes auch weiterhin als 
Sonderausgaben abgezogen werden. Für Bei- 
träge im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 und Abs. 
2 Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes 1955, 
die auf Grund von nach dem 31. Dezember 
1954 und vor dem Tag des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes abgeschlossenen Verträge ge- 
leistet werden, gilt für die Durchführung einer 
Nachversteuerung vom Veranlagungszeitraum 
1956 ab § 10 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des % 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


A r t i k e 1 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes ent- 
sprechend, bei Sparverträgen mit festgelegten 
Sparraten jedoch nur, wenn die Einzahlungen 
nidit über fünf Jahre hinaus geleistet werden. 
Werden die Einzahlungen über diesen Zeit- 
raum hinaus geleistet, so wird die Nachver- 
steuerung durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates besonders geregelt. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Körpersdiaftsteuer 
Artikel 1 f 

Nach § 19 des Körperschaftsteuergesetzes 
in der Fassung vom 21, Dezember 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 467) wird der folgende § 19 a 
eingefügt: 

4 19 a 

Steuerermäßigung 
bei ausländischen Einkünften 

Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die mit 
ihren aus einem ausländischen Staat stam- 
menden Einkünften in diesem Staat zu einer 
der deutschen Körperschaftsteuer ent- 
sprechenden Steuer herangezogen werden, 
ist die festgesetzte und gezahlte ausländische 
Steuer auf die deutsche Körperschaftsteuer 
(§19 Abs, 1 bis 3) anzurechnen, die auf die 
Einkünfte aus diesem Staat entfällt. Die Vor- 
schriften des § 34 c Abs. 1 Sätze 2 und 3, 
Abs. 2, 3 und 5 des Einkommensteuergesetzes 
gelten entsprechend.“ 

Artikel lg 

Die Vorschrift des Artikels 1 f ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1957 anzu- 
wenden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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